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97 Verordnung 


über die Befugniſſe des Friedhofsamts der Stadtgemeinde Danzig. 
Vom 24. April 1939. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 9 und 11 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 


vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden Ge— 
ſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Dem Friedhofsamt der Stadt Danzig wird die Aufgabe übertragen, im Rahmen der dem Staat 
als Auflihtsbehörde über die politiſchen und die kirchlichen Gemeinden zuſtehenden Aufſichtsbefugniſſe, 
die Aufſicht und die ſachverſtändige Beratung in allen Fragen des Friedhofsweſens auszuüben. 


8 2 
Dem Friedhofsamt ſind die von ihm erforderten Auskünfte zu erteilen. 


83 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B 3 Huth Boeck Dr. Wiers⸗Keiſer 


98 Verordnung 
zur Anderung der Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſetz. 
Vom 9. Mai 1939. 

Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) in der zurzeit 

geltenden Faſſung wird folgendes beſtimmt: 
Artikel I 

Die Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſetz vom 9. 10. 1935 (G. Bl. S. 1015) in 

der zurzeit geltenden Faſſung werden wie folgt geändert: 
a) Der Abſchnitt I erhält in der Überſchrift und in der Überſicht die Faſſung: „Kleinbeträge 
und Abrundung“. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 6. 1939.) 
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b) Hinter $ 2 wird folgender $ 2a eingefügt: 
„S 2a 
(1) Steuern und andere ſteuerrechtliche Geldleiſtungen ſind auf volle durch 5 teilbare 
Pfennigbeträge nach unten abzurunden. Werden mehrere Beträge zuſammen angefordert, 
ſo iſt die Abrundung von der Geſamtſumme vorzunehmen. 
(2) Unberührt bleiben die in einzelnen Steuergeſetzen enthaltenen beſonderen Ab— 
rundungsvorſchriften.“ 
c) Der $ 44 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 44 
Das Landeszollamt iſt ermächtigt, die Zahlung für fällige Verbrauchſteuern auf An⸗ 
trag des Steuerpflichtigen gegen Sicherheit, wenn nicht eine kürzere Friſt vorgeſchrieben iſt, 
um 6 Monate aufzuſchieben (Str. $ 106, Satz 1 und 2).“ 
d) Im $ 50 wird zwiſchen den Sätzen 2 und 3 folgender Satz eingefügt: 
„Satz 1 und 2 gelten auch in den Fällen des $ 106 Stör. und des § 44 dieſer 
Durchführungsbeſtimmungen.“ 
e) Der Abſchnitt VIII erhält in der Überſchrift und in der Überſicht die Faſſung: „Ausfall⸗ 
ſtellung und Erlaß.“ 
f) Der $ 56 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2: 
„Erzwingungsſtrafen ſind in Ausfall zu ſtellen, wenn neben den Vorausſetzungen des 
Satzes 1 die Vollſtreckung der an die Stelle der Geldſtrafen tretenden Haftſtrafen eine 
beſondere Härte bedeutet.“ 
g) Der 8 58 erhält folgende Faſſung: 
„§ 58 
(1) Der Erlaß von Steuern und anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen kann ausge— 
ſprochen werden: 
a) wegen Unbilligkeit der Einziehung (8 59), 
b) aus ſonſtigen Billigkeitsgründen (8 60). 
(2) Für den Erlaß von Strafen und Erſatzſtrafen, die im Berwaltungsſtrafverfahren 
feſtgeſetzt worden ſind, gelten die SS 121 ff. 
h) In der Überſchrift zum Abſchnitt XVI wird die Zahl „429“ durch die Zahl „428“ erſetzt. 
i) Hinter $ 123 iſt folgender $ 124 einzuſetzen: 
„8 124 
Entſcheidungen auf Grund der SS 121 und 123 jollen auch Beſtimmungen über die 
Geldleiſtungen enthalten, die neben der Strafe (Erſatzſtrafe) im Verwaltungsſtrafverfahren 
entſtanden ſind. 
k) Die bisherigen §88 124, 125 und 126 erhalten die Bezeichnung: „SS 125, 126 und 127“. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 9. Mai 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 61% Greiſer Rettelsky 


99 Rechtsverordnung 
zur Ausführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. 8. 1938 (G. Bl. S. 285). 
Vom 13. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 1, Ziffer 40 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) ſowie auf Grund des § 23 der Rechtsverordnung betr. den Luftſchutz vom 
24. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 285) wird für das Gebiet der Freu, Stadt Danzig folgendes mit Ge— 
ſetzeskraft verordnet: 8 

81 

Im $ 537, Abſ. 1 * Reichsverſicherungsordnung wird bindet Nr. 5 folgende Nummer einge- 
fügt: 

„5a. die hoheitlichen Betriebe des Luftſchutzes und die vom Senat anerkannten Luftſchutzübungen 

oder Betriebe zur Luftſchutzausbildung.“ 
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8 2 
Hinter $ 545 c der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Paragraph eingefügt: 
„§ 545d Bei den nach 8 537, Abſ. 1 Nr. 5a verſicherten, vom Senat anerkannten Luft⸗ 
ſchutzübungen gilt der Verſicherungsſchutz nur, ſoweit Perſonen durch eine Aufforderung der hier- 
zu berufenen Stellen zu beſonderen Tätigkeiten herangezogen werden.“ 


8 3 
§ 554 e der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden Zuſatz: „ſowie bei einem hoheitlichen 
Betriebe des Luftſchutzes und bei den vom Senat anerkannten Luftſchutzübungen oder Betrieben zur 
Luftſchutzausbildung.“ 
f 84 
§ 569 b Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt gefaßt: 

„Als Jahresarbeitsverdienſt gilt bei Verſicherten, die im Feuerwehrdienſt, in Betrieben 
zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen, in hoheitlichen Betrieben des Luftſchutzes und in den vom 
Senat anerkannten Luftſchutzübungen oder Betrieben zur Luftſchutzausbildung beſchäftigt ſind, 
ohne daß dieſe Beſchäftigung ihr Beruf iſt, bei den in der öffentlichen und freien Wohlfahrts— 

pflege ehrenamtlich tätigen Perſonen ſowie bei Lebensrettern das Erwerbseinkommen, das jie in dem 
Kalenderjahre vor dem Unfall gehabt haben.“ 
8 5 
Hinter § 624 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender $ 624 a eingefügt: 

Die Freie Stadt Danzig iſt Träger der Verſicherung für die vom Senat anerkannten 
Luftſchutzübungen oder Betriebe zur Luftſchutzausbildung, auch wenn ſie nicht für Rechnung der 
Freien Stadt Danzig gehen. Dieſes gilt nicht für Betriebe und Tätigkeiten, die Beſtandteile 
eines anderen der Unfallverſicherung unterliegenden Betriebes ſind. 


8 6 
— 2 ge Betriebe im Sinne des § 1 find der Luftſchutzwarndienſt und der Sicherheits- und 
ilfsdienſt. 

(2) Anerkannte Betriebe zur Luftſchutzausbildung und Übungen im Sinne des $ 1 find diejenigen 
Ausbildungsveranſtaltungen und Übungen, die nach § 13 der Rechtsverordnung betr. den Luftſchutz vom 
24. 8. 1938 (G. Bl. S. 285) angeordnet werden. Der Danziger Luftſchutzbund, die Induſtrie⸗ 
und Handelskammer und das Rote Kreuz der Freien Stadt Danzig, ſoweit ſie Luftſchutzaufgaben durch⸗ 
zuführen haben, gelten als anerkannte Betriebe zur Luftſchutzausbildung. 

(3) Für die geſetzliche Unfallverſicherung im Selbſtſchutz der öffentlichen und privaten Dienit- 
ſtellen und Betriebe, im Werkluftſchutz und im erweiterten Selbſtſchutz gilt folgendes: 

a) Durch 8 537 Abſ. 1 Nr. 5a der Reichs verſicherungsordnung wird die nach anderen Vor⸗ 
ſchriften der Reichsverſicherungsordnung beſtehende Unfallverſicherung nicht berührt. 

b) $ 624 a Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung bezieht ſich auf die Betriebe und Tätigkeiten 
im Selbſtſchutz der öffentlichen und privaten Dienſtſtellen und Betriebe, im Werkluftſchutz 
und im erweiterten Selbſtſchutz. Zu dieſen rechnen auch ſolche Tätigkeiten im Luftſchutz außer⸗ 
halb der Betriebsſtätte, zu denen die unfallverſicherte Gefolgſchaft als ſolche oder ein Teil 
von ihr (3. B. Werkfeuerwehr) herangezogen wird. 

c) Wird ein Unfallverſicherter von ſeinem Unternehmer zur Teilnahme an anerkannten Luft⸗ 
ſchutzübungen oder Betrieben zur Luftſchutzausbildung abgeordnet, ſo gilt § 634 der 
Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 

(4) Ausführungsbehörde der Unfallverſicherung im Luftſchutz iſt — ſoweit die Freie Stadt Danzig 
als Träger der Verſicherung in Frage kommt und auf Grund des $ 892 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung nichts anderes beſtimmt iſt — das Landesverſicherungsamt der Freien Stadt Danzig. Im. 
übrigen bewendet es bei den allgemeinen Vorſchriften des $ 892 der Reichsverſicherungsordnung. 

6) Soweit vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung andere Stellen als die Freie Stadt Danzig 
Träger der Unfallverſicherung waren, findet ein Ausgleich nicht ftatt. 


8 7 
Für die Zeit, in der ein Verſicherter zu Ausbildungsveranſtaltungen oder Übungen im Luftſchutz 
herangezogen wird, gilt ſein Beſchäftigungsverhältnis für die geſetzliche Kranken- und Rentenverſiche⸗ 
rung als fortbeſtehend. Der Arbeitgeber iſt für die Erfüllung der ſich hieraus ergebenden Pflichten, ins⸗ 
beſondere der Beitragspflichten, verantwortlich. 
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88 
Der Senat erläßt die zur Ausführung dieſer Verordnung notwendigen Ausführungsbeſtimmungen. 
8 9 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1939 in Kraft. 


Danzig, den 13. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 66 00 V/39 Greifer Dr. Wiers-Keifer 


100 Verordnung 
betreffend Regelung der Bau⸗ und Unterhaltungspflicht von Staats⸗ und Kreisſtraßen. 
Vom 16. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 8 und 15 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. ©. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver: 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Unterhaltung und Verwaltung folgender Kreisſtraßen des Kreiſes Großes Werder wird auf 
den Staat übertragen: 
a) Einlage — Tiegenhof von Station 10,3 ½00 bis Station 21,580, 
b) Tiegenhof—Reimerswalde von Station 0,0 bis Station 2,7098. 
8 2 
Die Unterhaltung und Verwaltung der Straße Neumünſterberg—Reimerswalde von Station 0,0 
bis Station 6,7 wird dem Staat übertragen. 
83 
Die Unterhaltung und Verwaltung der Umgehungsſtraße bei Tiegenhof von Station 0,000 bis 
Station 1,5 P64 wird dem Staat übertragen. 
84 
Die Eigentumsverhältniſſe an den Straßen werden hierdurch nicht berührt. 


8 5 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


86 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Verordnung Verord- 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 


Danzig, den 16. Mai 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B. T. S. I. 56/39. Huth Boeck 


101 Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung betreffend Regelung der Bau⸗ und Anterhaltungspflicht von Staats⸗ 
und Kreisſtraßen vom 16. Mai 1939. 
Vom 16. Mai 1939. 


Auf Grund des 8 6 der Verordnung betreffend Regelung der Bau— und Unterhaltungspflicht von 
Staats- und Kreisſtraßen vom 16. Mai 1939 wird folgende Durchführungsverordnung erlaſſen: 


8 1 

(1) Die Übertragung der Unterhaltung und Verwaltung an den einzelnen Straßen erſtreckt ſich 
au: das ſämtliche Zubehör dieſer Straßen, insbeſondere die Brücken und Kunſtbauten, Dienſtgehöfte, 
Lagerplätze und ſonſtigen Grundſtücke ſowie die Geräte, welche bisher der Unterhaltung und Verwal⸗ 
tung der Straßen gedient haben. 

(2) Die Straßen und das in Abſatz 1 genannte Zubehör ſind in gutem Zuſtande und vollſtändig 
zu übergeben. Ob dieſe Bedingung eingehalten iſt, insbeſondere auch ob die übergebenen Geräte aus⸗ 
reichend ſind, entſcheidet endgültig der Senat. 


* 
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Die Übertragung der Unterhaltung und Verwaltung der einzelnen Straßen erſtreckt ſich weiter auf 
alle Rechte und Pflichten, die mit der Unterhaltung und Verwaltung der einzelnen Straßen verbunden 
waren. Ausgenommen hiervon ſind etwaige Beitragsleiſtungen für Waſſergenoſſenſchaften, Deich- und 
Entwäſſerungsverbände und ähnliche Verbände und Genoſſenſchaften, die vom Staat nicht übernommen 
werden. Alle Nutzungen an dieſen Straßen, namentlich die Grasnutzung und Obſtnutzung, die An⸗ 
ſprüche aus der Verpachtung von Gelände, aus dem Verkauf von abgängigen Bäumen und auf 
Zahlung von Anerkennungs- und ſonſtigen Gebühren, ſoweit ſie bisher dem Kreis Großes Werder 
zuſtanden, gehen auf den Staat über. 

8 3 

Die Frage der Übernahme der an den übernommenen Straßen beſchäftigten Straßenarbeiter 
wird zwiſchen dem Kreis Großes Werder und dem Staat im Wege gegenſeitiger Vereinbarung ge⸗ 
regelt. 

8 4 

Die für die Verwaltung der Straßen notwendigen Akten, Straßenbilder, Brückenzeichnungen, 
Straßenbeſchreibungen, Nachweiſungen und ſonſtigen Urkunden, die über die Rechtsverhältniſſe an dieſen 
Straßen Aufſchluß geben und aus denen insbeſondere die Anſprüche aus der Verpachtung und auf 
Zahlung von Anerkennungsgebühren zu erſehen ſind, ſind bei der Übergabe der Straße vollſtändig 
mitzuübergeben. 

8 5 

Eine finanzielle Auseinanderſetzung zwiſchen dem Staat und dem Kreis Großes Werder findet 
nicht ſtatt. 


Danzig, den 16. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B. T. S. I. 56/39. Huth Boeck 
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